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Bleiben Sie mit  uns auf dem Laufen den 

Mit unserem Employment Tracker blicken wir für Sie regelmäßig in die „Zukunft des Arbeitsrechts“!  

Jeweils zu Monatsbeginn stellen wir die wichtigsten für den Monat erwarteten Entscheidungen des Bundesarbeitsger ichts (BAG) und des Gerichtshofs der 

Europäischen Union (EuGH) sowie sonstiger Gerichte vor. In der Ausgabe des jeweiligen Folgemonats berichten wir über die Ergebnisse. Ergänzend w eisen 

wir auf anstehende Milestones in Gesetzesinitiativen der Politik hin, damit Sie bereits heute wissen, womit Sie morgen zu rec hnen haben.  
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Aktuelle Entscheidungen 

Mit der nachstehenden Übersicht über aktuelle Entscheidungen des vergangenen  Monats sind Sie informiert, welche Rechtsfragen kürzlich entschieden 

wurden und welche Auswirkungen dies für die Rechtspraxis haben kann!  

Gegenstand Termin/ AZ Anmerkung/ Hinweis für die Praxis 

Bundesarbeitsgericht 

Vorwirkender Kündigungsschutz 
vor Zeitabschnitten einer Elternzeit 

18.06.2026 

– 2 AZR 213/25 – 

Arbeitnehmer, die Elternzeit in Anspruch nehmen und diese in mehrere Zeitab-
schnitte aufteilen, können sich vor jedem Zeitabschnitt auf den vorwirkenden be-
sonderen Kündigungsschutz des § 18 Abs. 1 BEEG berufen. Dies gilt auch dann, 

wenn der Arbeitnehmer mehrere Elternzeitabschnitte mit nur einem Schreiben ver-
langt. 

Dies hat der Zweite Senat des BAG am 18.06.2026 entschieden. 

– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 18.06.2026 – 

Sachverhalt: 

Der Kläger war seit dem 1. Juli 2024 bei der Beklagten beschäftigt und beantragte mit einem 
Schreiben Elternzeit für vier verschiedene Zeitabschnitte zwischen Juli 2024 und Juli 2027. 
Für den zweiten Abschnitt ab dem 11. November 2024 beantragte und erhiel t er zusätzlich 
die Zustimmung zu einer Teilzeitbeschäftigung während der Elternzeit. Noch bevor dieser 
zweite Elternzeitabschnitt begann, kündigte die Beklagte das Arbeitsverhältnis am 9. Okto-
ber 2024 ordentlich, ohne die nach § 18 Abs. 1 Satz 4 BEEG erforderliche behördliche 
Zustimmung einzuholen.  

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/vorwirkender-kuendigungsschutz-vor-zeitabschnitten-einer-elternzeit/
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Der Kläger erhob Kündigungsschutzklage und machte geltend, dass bereits der acht Wo-
chen vor Beginn des zweiten Elternzeitabschnitts einsetzende besondere Kündigungs-
schutz eingreife. Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht gaben der Klage statt.  

Die Entscheidung des BAG: 

Das Bundesarbeitsgericht wies die Revision der Beklagten zurück und erklärte die Kündi-
gung gemäß § 134 BGB i. V. m. § 18 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BEEG für unwirksam. Es stellte 
klar, dass der besondere Kündigungsschutz vor jedem einzelnen Elternzeitabschnitt er neut 
beginnt, frühestens jedoch acht Wochen vor dessen Beginn. Dies gilt auch dann, wenn 
mehrere Elternzeitabschnitte mit einem einzigen Schreiben beantragt werden. Es ist auch 
unerheblich, dass sich der Arbeitnehmer noch in der Probezeit bef indet, denn nach dem 
BEEG bestehen keine Ausnahmen von dem Kündigungsschutz. 

Das BAG begründete dies mit dem Wortlaut des § 18 BEEG sowie dem Zweck der Vor-
schrift, den Kündigungsschutz während der Elternzeit effektiv zu gewährleisten. Andernfalls 
könnte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis kurz vor einem späteren Elternzeitabschni tt 
kündigen und den gesetzlichen Schutz umgehen. 

 

Fehler bei Massenentlassungsan-
zeige 

25.06.2026 

– 6 AZR 7/26 – 

Abhängig von den Umständen des Einzelfalls können Kündigungen trotz Fehlern bei 
den Angaben in der Massenentlassungsanzeige wirksam sein. 

Dies hat der Sechste Senat des BAG am 25.06.2026 entschieden. 

– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 25.06.2026 – 

Sachverhalt: 

Der Kläger war bei einem später insolventen Schlüsselhersteller und Maschinenbauer be-
schäftigt. Nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens plante der beklagte Insolvenzverwalter 
die Betriebsschließung und schloss hierzu mit dem Betriebsrat einen Interessenausg leich. 
Anschließend erstattete er eine Massenentlassungsanzeige, in der er 34 beabsichtigte Kün-
digungen angab. Tatsächlich sprach er jedoch nur 31 oder 32 Kündigungen aus. Der Kläger 
erhob Kündigungsschutzklage und machte geltend, die Kündigung sei wegen fehlerhafter 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/fehler-bei-der-massenentlassungsanzeige/
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Angaben im Konsultationsverfahren und in der Massenentlassungsanzeige unwirksam. 
Während das Arbeitsgericht der Klage stattgab, wies das Landesarbeitsgericht sie ab.  

 

Die Entscheidung des BAG: 

Das Bundesarbeitsgericht wies die Revision des Klägers zurück und bestätigte die Wirk-
samkeit der Kündigung. Es entschied, dass eine Massenentlassungsanzeige trotz einer ge-
ringfügig überhöhten Angabe beabsichtigter Kündigungen ordnungsgemäß sein kann, so-
fern der Fehler den Zweck des Anzeigeverfahrens nicht beeinträchtigt. Da die Arbeitsagen-
tur ihre Aufgabe, Maßnahmen zur Bewältigung der Folgen der Massenentlassungen vorzu-
bereiten, trotz der fehlerhaften Angabe erfüllen konnte, blieb die Anzeige wirksam. Zudem 
hatte der Insolvenzverwalter das vorgeschriebene Konsultationsverfahren mit dem Be-
triebsrat ordnungsgemäß abgeschlossen, bevor die Anzeige erstattet wurde. Das Arbeits-
verhältnis wurde daher wirksam mit Ablauf der Kündigungsfrist beendet.  

 

Europäischer Gerichtshof 

Diskriminierungen bei Impfpflicht 18.06.2026 

– C-155/25 – 

Die auf das Militärpersonal beschränkte Impfpflicht gegen das SARS-CoV-2-Virus 
stellt keine Diskriminierung im Sinne des Unionsrechts dar. 

Dies hat der Europäische Gerichtshof am 18.06.2026 entschieden.  

– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 18.06.2026 – 

 

Sachverhalt 

Ein Offizier des italienischen Verteidigungsministeriums wurde im Jahr 2022 vom Dienst 
freigestellt, weil er die für Militärpersonal geltende Impfpflicht gegen das SARS-CoV-2-
Virus nicht erfüllte. Die Impfpflicht galt ausschließlich für Militärangehörige, nicht jedoch 
für das Zivilpersonal des Ministeriums. Gegen seine Freistellung legte der Offizier Rechts-
mittel ein und machte geltend, die unterschiedliche Behandlung von Militär- und Zivilper-
sonal stelle eine unzulässige Diskriminierung dar.  

https://curia.europa.eu/site/upload/docs/application/pdf/2026-05/cp260071de.pdf
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Zudem berief er sich auf seine persönlichen Überzeugungen gegen die Impfung und rügte 
einen Verstoß gegen die Grundrechtecharta, da ihm durch die Freistellung sämtliche Be-
züge entzogen worden waren. Der italienische Staatsrat legte dem Gerichtshof der Euro-
päischen Union mehrere Fragen zur Auslegung des Unionsrechts vor.  

Die Entscheidung des EuGH: 

Der Gerichtshof entschied, dass die ausschließlich für Militärpersonal geltende Impfpflicht 
keine unmittelbare Diskriminierung im Sinne des Unionsrechts darstellt. Die unterschied-
liche Behandlung knüpft an die Zugehörigkeit zu verschiedenen Berufsgruppen an und 
nicht an ein nach dem Unionsrecht geschütztes Diskriminierungsmerkmal. Auch eine mit-
telbare Diskriminierung liegt nicht vor, da die Impfverweigerung des Offiziers auf einer 
persönlichen Meinung über die Impfentscheidung und nicht auf einer geschützten Religion 
oder Weltanschauung beruht.  

Schließlich ist die Charta der Grundrechte nicht anwendbar, weil die streitige nationale 
Impfpflicht keinen hinreichenden Bezug zur Durchführung von Unionsrecht aufweis t. Da-
her verstieß die Maßnahme nicht gegen das Unionsrecht. 

 

Umgang der Gerichte mit illegal er-
langten Beweisen 

18.06.2026 

– C-484/24 – 

Gerichte dürfen auch personenbezogene Daten verarbeiten, die die Parteien 
DSGVO-widrig erlangt haben. Allerdings müssen sie dabei den Grundsatz der Da-
tenminimierung beachten und nur solche Daten zu den Akten nehmen bzw. offen-

legen, die für die Zwecke notwendig sind. 

Dies hat der Europäische Gerichtshof am 18.06.2026 entschieden.  

– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 18.06.2026 – 

 

 

 

 
 

https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0484-24-00000000RP-01-P-01-3479658/ARRET/322379-DE-1-html


 

Employment Tracker 7 

Sachverhalt: 

Ein Arbeitgeber verlangte von einer ehemaligen Arbeitnehmerin Schadensersatz, weil sie 
unbefugt Betriebsgegenstände über ihr privates eBay-Konto verkauft haben soll. Die hier-
für maßgeblichen Beweise erlangte der Arbeitgeber durch einen rechtswidrigen Zugri ff auf 
das private eBay-Konto der Arbeitnehmerin.  

Das Landesarbeitsgericht Niedersachsen legte dem EuGH mehrere Fragen zur Auslegung 
der DSGVO vor, insbesondere dazu, ob Gerichte solche datenschutzwidrig erlangten per-
sonenbezogenen Daten im Prozess verwerten dürfen. 

Die Entscheidung des EuGH: 

Der EuGH entschied, dass die DSGVO Gerichte grundsätzlich nicht daran hindert, auch 
rechtswidrig erlangte personenbezogene Daten als Beweismittel zu verarbeiten und zu 
verwerten. Ein Verstoß gegen datenschutzrechtliche Vorschriften führt daher nicht auto-
matisch zu einem Beweisverwertungsverbot. Die Verarbeitung solcher Daten durch Ge-
richte ist zulässig, soweit sie zur Durchführung des Gerichtsverfahrens erforderlich ist und 
auf einer ausreichenden nationalen Rechtsgrundlage beruht.  

Gleichzeitig müssen Gerichte den Grundsatz der Datenminimierung beachten und perso-
nenbezogene Daten nur insoweit verwenden oder offenlegen, wie dies für das Verfahren 

erforderlich ist; erforderlichenfalls sind Schutzmaßnahmen wie Anonymisierungen zu 
treffen. Zudem müssen Gerichte die Rechte nicht am Verfahren beteiligter Dritter wah-

ren, auch wenn sich die Prozessparteien auf deren Datenschutzverletzungen grundsätz-
lich nicht berufen können. 
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Gesetzesinitiativen, wichtige Meldungen & Anträge  

In diesem Abschnitt werden für den Monat bedeutende Initiativen, Pressemitteilungen und Veröffentlichungen kurz und prägnant auf den Punkt gebracht, 
sodass Sie stets über Neuerungen sowie bislang lediglich geplante Vorhaben informiert sind.  

Gegenstand Timeline Anmerkung/ Hinweis für die Praxis 

Gesetz zur Modernisierung und Di-
gitalisierung der Arbeitsförderung 

16.06.2026 Am 16.06.2026 hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales einen Referentenentwurf 
für das Gesetz zur Modernisierung und Digitalisierung der Arbeitsförderung vorgelegt . 

Regelungsinhalt: 

▪ Der Vermittlungs- und Beratungsprozess der Bundesagentur für Arbeit wird stark digi-
talisiert und modernisiert. Dazu gehören insbesondere die Nutzung von Videobera-
tung, der Ausbau der IT-Infrastruktur sowie der Einsatz neuer Technologien und auto-
matisierter Verwaltungsabläufe. Ziel ist eine schnellere, effizientere und ortsunabhän-
gigere Vermittlung und Betreuung von Arbeitsuchenden. 

▪ Zahlreiche Leistungs- und Berechnungsregelungen werden vereinfacht oder klarer ge-
fasst, etwa beim Arbeitslosengeld und beim Zugang zur Arbeitslosenversicherung für 
bestimmte Gruppen (z. B. Gründer). Auch bestehende Förderinstrumente wie der 
Gründungszuschuss und das Kurzarbeitergeld werden angepasst und rechtlich präzi-
siert, um die Anwendung in der Praxis zu erleichtern.  

▪ Der Gesetzgeber stärkt insbesondere die Eingliederung bestimmter Zielgruppen, etwa 
junger Menschen und Menschen mit Behinderung. Dazu werden Jugendberufsagentu-
ren ausgebaut, die Zusammenarbeit verschiedener Sozialleistungsträger verbessert 
und Eingliederungszuschüsse ausgeweitet. Außerdem wird die Anerkennungs- und 
Qualifizierungsberatung für Personen mit ausländischen Berufsabschlüssen verstetigt 
und ausgeweitet. 
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Gesetzesentwurf zur Änderung des 
Arbeitszeitgesetzes 

18.06.2026 Am 18.06.2026 hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales einen Referentenent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitszeitgesetzes und anderer Vorschriften vor-
gelegt. 

Regelungsinhalt: 

▪ Der Entwurf hält zwar grundsätzlich an der täglichen Höchstarbeitszeit von acht Stun-
den (verlängerbar auf zehn Stunden mit Ausgleich) fest, ermöglicht aber künftig die 
Umstellung auf eine wöchentliche Arbeitszeitbegrenzung (bis 48 Stunden im Durch-
schnitt). Diese Flexibilisierung soll jedoch nur über Tarifverträge oder darauf basie-
rende Betriebsvereinbarungen möglich sein und muss durch zusätzliche Schutzme-
chanismen (z. B. Ruhezeiten, Begrenzung langer Arbeitsphasen) flankiert werden.  

▪ Arbeitgeber sollen verpflichtet werden, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeits-
zeit grundsätzlich elektronisch und tagesaktuell zu erfassen. Die Aufzeichnung kann 
delegiert werden, bleibt aber in der Verantwortung des Arbeitgebers. Vertrauensar-
beitszeit bleibt möglich, erfordert jedoch Kontrollmechanismen. Für kleinere Betriebe 
und tarifliche Sonderregelungen gelten Übergangsfristen und begrenzte Ausnahmen 
(z. B. nicht-elektronische Erfassung bis zu bestimmten Mitarbeiterzahlen).  

▪ Die Regelungen zu Ruhezeiten sollen punktuell flexibilisiert werden, insbesondere in 
Krankenhäusern, der Pflege, der Gastronomie und ähnlichen Bereichen. Dort sollen 
Ruhezeiten unter bestimmten Bedingungen verkürzt werden können, wenn ein unmit-
telbarer Ausgleich erfolgt. Auch im Bereich Rufbereitschaft sind stärkere Eingriffe in 
die Ruhezeit möglich, ebenfalls mit Ausgleichspflichten. 

▪ Der Entwurf verschärft die Dokumentations- und Informationspflichten und sieht ein er-
weitertes Bußgeldsystem vor (bis zu 30.000 Euro bei Verstößen gegen Arbeitszeiter-
fassungspflichten). Zudem wird der Anwendungsbereich des Arbeitszeitgesetzes teil-
weise neu gefasst, wobei bestimmte Gruppen künftig nicht mehr vollständig vom Gesetz 
erfasst werden sollen wie bisher. Zusätzlich werden Ausgleichszeiträume verkürzt und 
die Befugnisse der Aufsichtsbehörden gestärkt. 

Empfehlungen der Alterssiche-
rungskommission 

23.06.2026 Am 23.06.2026 hat die Kommission für Alterssicherung 33 Empfehlungen an die Bundes-
regierung übergeben. 
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Regelungsinhalt: 

▪ Das Renteneintrittsalter soll künftig automatisch an die steigende Lebenserwartung 
gekoppelt werden. Als Leitbild dient ein Verhältnis von etwa 2:1 zwischen Erwerbs - 
und Rentenphase (z. B. 40 Beitragsjahre zu 20 Rentenjahren). Für jüngere Jahrgänge 
könnte das reguläre Renteneintrittsalter dadurch perspektivisch auf etwa 68 Jahre 
oder höher steigen. Gleichzeitig soll die starre „Rente mit 63“ abgeschafft und die 
Frühverrentung stärker eingeschränkt werden. 

▪ Die Altersteilzeit soll restriktiver ausgestaltet werden, insbesondere durch Anhebung 
der Zugangsaltersgrenze und Abschaffung des Blockmodells. Ziel ist es, Frühverren-
tungsanreize zu reduzieren und längere Erwerbszeiten zu fördern. Dadurch würden 
klassische Personalabbaustrategien über ATZ, Vorruhestand und Sozialpläne deutlich 
erschwert und verteuert. 

▪ Die betriebliche Altersversorgung soll massiv ausgeweitet werden, u. a. durch Büro-
kratieabbau, bessere Portabilität und einen „Sozialpartnerdialog“. Zusätzlich wird eine 
verpflichtende kapitalgedeckte Zusatzrente mit etwa zwei Prozent Beitrag nach schwe-
dischem Vorbild diskutiert. Ziel ist ein höheres Gesamtversorgungsniveau und eine 
breitere Einbindung insbesondere von KMU und Geringverdienenden.  

Die Rentenversicherung soll breiter finanziert werden, indem künftig neue Berufsgruppen 
verpflichtend einbezogen werden. Dazu zählen insbesondere Selbstständige, Beamte und 
Abgeordnete, wobei Übergangsregelungen vorgesehen sind. Ziel ist eine stabilere Fin an-
zierung durch eine größere Zahl von Beitragszahlern und eine Annäherung der Beamten-
versorgung an das gesetzliche Rentensystem. Auch geringfügig Beschäftig te sollen weit-
gehend in die reguläre Sozialversicherung überführt werden, ohne Sonderstatus und ohne 
Opt-out.  
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Ziele im Koalitionsvertrag Umsetzung 

Mindestlohn 

▪ Orientierung der Mindestlohnkommission im Rahmen einer Gesamtabwägung sowohl an der Tarifentwicklung als 
auch an 60 Prozent des Bruttomedianlohns von Vollzeitbeschäftigten. 

▪ Erhöhung des Mindestlohns auf 15 Euro ab 2026. 

27.06.2025: Beschluss der Min-
destlohnkommission: Der Min-
destlohn soll 2026 auf 13,90 € 
pro Stunde steigen. Für 2027 ist 
eine Anhebung auf 14,60 € pro 
Stunde geplant. 

29.10.2025: Das Bundeskabi-
nett beschließt 5. Mindestlohn-
anpassungsverordnung: Der 
Mindestlohn wird zum 
01.01.2026 auf 13,90 € pro 
Stunde angehoben und zum 
01.01.2027 auf 14,60 € pro 
Stunde. 

Tarifbindung  

▪ Aufgreifen und Umsetzung des Bundestariftreuegesetzes. 

▪ Die Vergabe von Aufträgen der öffentlichen Hand auf Bundesebene soll danach von der Tarifbindung abhängig sein 
und für Vergaben auf Bundesebene ab EUR 50.000 und für Start -ups mit innovativen Leistungen in den ersten vier 
Jahren nach ihrer Gründung ab EUR 100.000 gelten. 

▪ Tariflöhne wieder als Regel und nicht mehr als Ausnahme. 

▪ Stärkung der Tarifautonomie durch ein digitales Zugangsrecht der Gewerkschaften in die Betriebe. 

▪ Steigerung der Attraktivität für Mitgliedschaft der Gewerkschaften durch steuerliche Anreize für Mitglieder.  

06.08.2025: Regierungsentwurf 
Tariftreuegesetz. 

23.04.2026: Der Bundestag hat 
den Gesetzesentwurf der Bun-
desregierung zur Beschleuni-
gung der Vergabe öffentlicher 
Aufträge angenommen. 

01.05.2026: Das Bundesta-
riftreuegesetz tritt in Kraft 

Mitbestimmung 

▪ Neben Online-Betriebsratssitzungen Ermöglichung insbesondere von Online-Betriebsversammlungen. 

17.6.2025: Der Bundesrat berät 
über Entschließungsantrag zur 
Modernisierung der betriebli-
chen Mitbestimmung. 
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▪ Beseitigung von Diskussionen und Unsicherheiten zwischen den Betriebsparteien darüber, ob und inwieweit digitale 
oder hybride Versammlungen bereits nach geltendem Recht zulässig sind.  

11.07.2025: Der Bundesrat for-
dert die Bundesregierung auf, 
die Rechte und Möglichkeiten 
der Betriebsräte an aktuelle Ent-
wicklungen anzupassen. 

Arbeitsschutz & Flexibilisierung 

▪ Möglichkeit einer wöchentlichen statt täglichen Höchstarbeitszeit im Einklang mit der europäischen Arbeitszeit-
richtlinie (Art. 6 RL EU 2003/88/EG) gerade im Sinne einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf.  

▪ Erweiterung der Möglichkeiten für Sonntags- und Feiertagsbeschäftigung gemäß § 10 ArbZG um das Bäckerei-
handwerk. 

▪ Aufrechterhaltung des Arbeitsschutzniveaus. 

▪ Prävention vor psychischen Erkrankungen durch die nötigen Instrumente des Arbeitsschutzes.  

▪ Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Kurier-, Express- und Paketdienstbranche. 

30.07.2025: Entfristung der Re-
gelungen des Paketboten-
Schutz-Gesetzes. 

18.06.2026: Ein Referentenent-
wurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Arbeitszeitgesetzes 
und anderer Vorschriften wird 
vorgelegt. Dieser beinhaltet 
auch die Möglichkeit einer wö-
chentlichen Höchstarbeitszeit. 

Arbeitszeit 

▪ Ausdrückliche Regelung der Arbeitszeiterfassungspflicht im Hinblick auf die Entscheidungen des EuGHs 
(14.05.2019 – C-55/18) und des BAG (13.09.2022 – 1 ABR 22/21). 

▪ Elektronische Erfassung, deren konkrete betriebliche Einführung der Mitbestimmung (§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG) 
unterliegen dürfte. Für kleinere und mittelständische Unternehmen sollen angemessene Übergangsregeln getroffen 
werden. 

▪ Beibehaltung der Möglichkeit von Vertrauensarbeitszeit ohne Zeiterfassung  im Einklang mit der EU-Arbeitszeit-
richtlinie. 

▪ Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes durch flexiblere Arbeitszeitmodelle und bessere  Teilzeitmög-
lichkeiten für Führungskräfte. 

06.05.2026: Ein Gesetzesent-
wurf zur elektronischen Arbeits-
zeiterfassung wird für Juni ange-
kündigt. 

18.06.2026: Ein Referentenent-
wurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Arbeitszeitgesetzes 
und anderer Vorschriften wird 
vorgelegt. Ausdrückliche Rege-
lungen bezüglich einer Arbeits-
zeiterfassungspflicht sind ent-
halten. 

Steueranreize für Mehrarbeitszuschläge und Arbeitszeitaufstockungen 

▪ Steuerliche Erleichterung für Mehrarbeitszuschläge: Zuschläge für Mehrarbeit, die über die tariflich vereinbarte 
bzw. die an Tarifverträgen orientierte Vollzeitarbeit hinausgehen, sollen steuerfrei gestellt werden. Die Untergrenze 
der Vollzeitarbeit, deren Überschreitung bei entsprechender Vereinbarung Mehrarbeitszuschläge auslösen kann, 

 



 

Employment Tracker 13 

soll bei tariflicher Arbeitszeit bei 34 Stunden und bei nicht tariflich festgelegter oder vereinbarter Arbeitszeit bei 40 
Stunden liegen. 

▪ Schaffung von steuerlichen Anreizen, wenn Arbeitgeber Prämien zur Ausweitung der Arbeitszeit bei Teilzeitbe-
schäftigung zahlen. 

Umsetzung von EU-Richtlinien 

▪ „Bürokratiearme“ Transformation in nationales Recht der bereits im Juni 2023 in Kraft getretenen Entgelttranspa-
renzrichtlinie (RL EU 2023/970). 

o Dafür Einsetzen einer Kommission, die bis Ende 2025 Vorschläge erarbeitet, bevor dann „unverzüglich“ 
das Gesetzgebungsverfahren eingeleitet wird. 

o Die Umsetzungsfrist endete am 07.06.2026. 

▪ Ersetzen des nationalen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes durch ein Gesetz über die internationale Unterneh-
mensverantwortung, das die europäische Lieferkettenrichtlinie (RL EU 2024/1760) bürokratiearm und vollzugs-
freundlich umsetzt. 

▪ Im Fokus steht die Abschaffung der Berichtspflichten. 

03.09.2025: Das Bundeskabi-
nett beschließt ein Gesetz zur 
Änderung des Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetzes, das ins-
besondere die Abschaffung der 
Berichtspflichten nach § 10 Abs. 
2 LkSG vorsieht. 

07.06.2026: Deutschland hat 
auch nach Ablauf der Umset-
zungsfrist keinen Gesetzesent-
wurf veröffentlicht. Die Richtlinie 
kann ab sofort unmittelbar gel-
ten. 

Rente & Alterssicherung 

▪ Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und Vorantreiben der Verbreitung besonders in kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen und bei Geringverdienern. 

▪ Neben Digitalisierung, Vereinfachung, Transparenz und Entbürokratisierung auch Portabilität der betrieblichen Al-
tersversorgung bzw. der Versorgungsanwartschaften. 

▪ Keine Anhebung des Renteneintrittsalters: Beibehaltung der Möglichkeit,  nach 45 Beitragsjahren abschlagsfrei in die 
Rente einzutreten. 

▪ Schaffen von finanziellen Anreizen für ein freiwilliges längeres Arbeiten: Wer trotz Erreichen des gesetzlichen Ren-
teneintrittsalters freiwillig weiterarbeitet, soll bis zu 2.000 Euro im Monat steuerfrei verdienen können.  

▪ Aufheben des Vorbeschäftigungsverbots nach § 14 Abs. 2 S. 2 TzBfG für Personen, die die Regelaltersgrenze er-
reicht haben, zur Ermöglichung von Rückkehr und Weiterarbeit beim bisherigen Arbeitgeber  nach dem Renteneintritt. 

06.08.2025: Rentenpaket 2025 
– Vorbeschäftigungsverbot bei 
sachgrundlosen Befristungen 
soll für Personen nach Erreichen 
der Regelaltersgrenze aufgeho-
ben werden (zum 01.01.2026 in 
Kraft getreten). 

01.01.2026: Das Gesetz zur 
steuerlichen Förderung von Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern, die die Regelaltersgrenze 
erreicht haben, (Aktivrentenge-
setz) tritt in Kraft. 
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22.01.2026: Inkrafttreten des 
zweiten Betriebsrentenstär-
kungsgesetzes: Stärkung der 
betrieblichen Altersversorgung 
insbesondere für Geringverdie-
ner und Beschäftigte in kleinen 
und mittelständischen Unterneh-
men durch höhere Förderan-
reize, vereinfachte Sozialpart-
nermodelle und verbesserte 
Rahmenbedingungen. 

23.06.2026: Die Alterssiche-
rungskommission hat 33 Emp-
fehlungen an die Bundesregie-
rung übergeben. 

Novellierung des Sonderbefristungsrechts für Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen 

▪ Novellierung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes bis Mitte 2026.  

▪ Einführung von Mindestvertragslaufzeiten vor und nach der Promotion . 

▪ Ausweitung von Schutzklauseln auf die Drittmittelbefristung . 

▪ Rechtssichere und praktikable Regelungen zur Arbeitszeiterfassung an Hochschulen.  

▪ Ausnahme vom Anschlussverbot für während eines Studiums bestehende Arbeitsverhältnisse. 

 

Fachkräftesicherung 

▪ Beschleunigte Erteilung von Arbeitsgenehmigungen zur Bekämpfung des Fachkräftemangels.  

▪ Abbau bürokratischer Hürden für qualifizierte Einwanderung. 

▪ Errichtung einer „Work-and-Stay-Agentur“ unter Mitwirkung der Bundesagentur für Arbeit, die mit einer zentralen IT-
Plattform die einheitliche Ansprechpartnerin für ausländische Fachkräfte sein soll.  

11.07.2025: Der Bundesrat be-
schließt die Einbringung einer 
Gesetzesvorlage zur frühzeiti-
gen Integration von Asylbewer-
bern in den Arbeitsmarkt. 

19.11.2025: Das Bundeskabi-
nett bringt das „Leistungsrechts-
anpassungsgesetz“ in den Bun-
destag ein, um Menschen aus 
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der Ukraine eine schnelle und 
nachhaltige Integration in Arbeit 
und Gesellschaft zu ermögli-
chen. 

Bürokratieentlastung 

▪ Abbau von Schriftformerfordernissen und Reformierung der Formvorschriften der §§ 126 ff. BGB.  

▪ Abschaffung der Verpflichtung zur Bestellung von Betriebsbeauftragten bei kleinen und mitt elständischen Unterneh-
men. 

▪ „Signifikante“ Reduzierung des Schulungs-, Weiterbildungs- und Dokumentationsaufwands. 

27.10.2025: Das BMAS stellt ein 
Bürokratierückbaukonzept im 
Arbeitsschutz vor, um Arbeits-
schutzregelungen effizienter 
und digitaler zu gestalten. 

Sonstiges 

▪ Orientierung der Gehälter der gesetzlichen Krankenkassen, des Medizinischen Dienstes und weiterer Akteure 
am TVöD. 

▪ Ausschluss von Missbrauch bei der auch künftig möglichen telefonischen Krankschreibung, z.B. durch Ausschluss 
privater Online-Plattformen von Online-Krankschreibung. 

▪ Reformierung des AGG. 

▪ Zusammenführung von PflegeZG und FPfZG: Flexibilisierung der Freistellungsansprüche und Erweiterung des An-
gehörigenkreises. 

▪ Einführung von Mutterschutzfristen für selbstständige Mütter.  

▪ Reformierung des Statusfeststellungsverfahrens (Genehmigungsfiktion).  

▪ Ergebnisoffene Evaluierung des Gesetzes zur Legalisierung von Cannabis im Herbst 2025.  

26.03.2026: Ein Entwurf aus 
dem BMAS soll Rechtssicherheit 
beim Statusfeststellungsverfah-
ren erzeugen. Dabei verpflichtet 
es den Arbeitgeber jedoch zu-
gleich zur Zahlung der Renten-
beiträge. 

01.04.2026: Die Evaluierung des 
Cannabisgesetzes zeigt, dass 
sich beim Konsum kaum etwas 
verändert hat. Die Bezugsquelle 
verschiebt sich vom Schwarz-
markt zu leicht zugänglichen Pri-
vatrezepten. 

14.04.2026: Referentenentwurf 
zur Änderung des AGG: sprach-
liche Präzisierung, verlängerte 
Präklusionsfrist und neue 
Schlichtungsstelle. 
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Für Sie vor Ort:  Ihre Ansprechpartner  

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Dr. Alexander Insam, M.A. 

Leiter Arbeitsrecht 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: +49 69 170000 160 

ainsam@goerg.de 
 

 Dr. Thomas Bezani 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 544 

tbezani@goerg.de 
 

 Dr. Axel Dahms 

Partner 

Kantstraße 164 

10623 Berlin 

T: +49 30 884503 122 

adahms@goerg.de 
 

 Burkhard Fabritius, MBA 

Partner 

Alter Wall 20 – 22 

20457 Hamburg 

T: +49 40 500360 755 

bfabritius@goerg.de 
 

 Dr. Dirk Freihube 

Partner 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: +49 69 170000 159 

dfreihube@goerg.de 
 

Dr. Ralf Hottgenroth 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 504 
rhottgenroth@goerg.de 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

Dr. Martin Hörtz 

Partner 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: 49 69 170000 165 

mhoertz@goerg.de 
 

 Dr. Ulrich Füllbier 

Partner 

Prinzregentenstraße 22 

80538 München 

T: +49 89 3090667 62 

ufuelbier@goerg.de 
 

 Dr. Christoph J. Müller 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 524 

cmueller@goerg.de 
 

 Dr. Marcus Richter 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 534 

mrichter@goerg.de 

 Dr. Frank Wilke 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 508 

fwilke@goerg.de 
 

Rolf-Alexander Markgraf 

Partner 

Alter Wall 20 – 22 

20457 Hamburg 

T: +49 40 500360 755 

markgraf@goerg.de 
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Pia Pracht 

Counsel 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 524 

   ppracht@goerg.de 

 Jens Völksen 

Counsel 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 504 

jvoelksen@goerg.de 
 

 Dr. Franz Hürdler, LL.M 

Assoziierter Partner 

Kantstraße 164 

10623 Berlin 

T: +49-30-884503527 

fhuerdler@goerg.de 
 

 Phillip Raszawitz 

Assoziierter Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 544 

praszawitz@goerg.de 
 

 Meganush Schiller 

Assoziierte Partnerin 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 534 

mschiller@goerg.de 
 

Sebastian Schäfer 

Assoziierter Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 534 
sebschaefer@goerg.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Dr. Julian Stassek 

Assoziierter Partner 

Prinzregentenstraße 22 

80538 München 

T: +49-89-309066736 

jstassek@goerg.de 

 Sarah Lahmer 

Assoziierte Partnerin 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: +49-69-170000161 

slahmer@goerg.de 
 

 Dr. Alberto Povedano 
Peramato 

Assoziierter Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49-221-33660549 

apovedano@goerg.de 

 Sandra Schramm 

Assoziierte Partnerin 

Alter Wall 20 – 22 

20457 Hamburg 

T: +49-40-500360765 

sschramm@goerg.de 

 Florian Seidl 

Assoziierter Partner 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: +49-69-170000158 

fseidl@goerg.de 

  

tel:+49-69-170000161
mailto:slahmer@goerg.de
tel:+49-221-33660549
mailto:apovedano@goerg.de
tel:+49-40-500360765
tel:+49-69-170000158


 

Nie weit entfernt –  Unsere Standorte  

BERLIN 

T: +49 30 884503-0 

berlin@goerg.de 

 HAMBURG 

T: +49 40 500360-0 

hamburg@goerg.de 

 FRANKFURT AM MAIN  

T: +49 69 170000-17 

frankfurt@goerg.de 

 KÖLN 

T: +49 221 33660-0 
koeln@goerg.de 

 MÜNCHEN 

T: +49 89 3090667-0 
muenchen@goerg.de 

 

 


